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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die APK-SR hatte sich bereits in der Herbstsession 2019 mit der Motion
«Aussenpolitische China-Strategie und Stärkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit» von Fabian Molina (sp, ZH) befasst. Mit 7 zu 3 Stimmen
hatte sie die Motion zur Annahme empfohlen, um damit den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten. 
In der Wintersession gelangte die Motion in den Ständerat. Für Ständerat Germann (svp,
SH) war die Motion bereits erledigt, denn der Bundesrat habe der Kommission die
Aussenpolitische Strategie für die Legislaturperiode 2020-2023 in ihren Grundzügen
bereits vorgestellt. Erfüllte Vorstösse – so Germann – sollten aus ordnungspolitischer
Sicht nicht angenommen werden. Dieser Meinung schloss sich auch Thomas Minder
(parteilos, SH) an und auch Damian Müller (fdp, LU) bezeichnete eine mögliche Annahme
als «parlamentarischen Leerlauf». Letzterer zeigte sich zudem unzufrieden damit, wie
intransparent die China-Strategie der Schweiz gehandhabt werde, und wünschte sich
eine offenere Kommunikation gegenüber der Kommission. Somit bestritt inhaltlich
niemand die Notwendigkeit einer stärkeren Koordinierung im Umgang mit China, doch
aus formellen Gründen schien die Motion obsolet. Christian Levrat (sp, FR), der die
Kommissionsmehrheit vertrat, zeigte sich dennoch irritiert über die vorherrschende
Meinung im Ständerat. Nur durch die Ankündigung einer zukünftigen Strategie sei eine
Motion noch nicht erfüllt, denn eine inhaltliche Diskussion habe noch nicht stattfinden
können. Der anwesende Bundesrat Cassis versuchte die Gemüter ein wenig zu
beruhigen, indem er festhielt, dass die Motion sowieso kaum Einfluss auf das bereits
bestehende Vorhaben einer neuen China-Strategie haben werde. Die inhaltliche
Diskussion solle man danach in den Kommissionen führen. Der Antrag der
Kommissionsminderheit setzte sich schliesslich mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch, damit wurde die Motion abgelehnt. 1

MOTION
DATUM: 10.12.2019
AMANDO AMMANN

Aussenwirtschaftspolitik

Der Nationalrat nahm die Motion von Sibel Arslan (basta, BS), welche mehr Transparenz
und Informationen bei Verhandlungen über Freihandelsabkommen forderte, in der
Frühjahrssession 2019 stillschweigend an. 

Im Ständerat waren die Meinungen in der Frühjahrssession 2020 hingegen gespalten.
Die APK-SR hatte die Motion im Vorfeld der Ratsdebatte nach Stichentscheid des
Präsidenten knapp abgelehnt, da sie darin keinen wesentlichen Mehrwert gegenüber
der bereits bestehenden Rechtslage und Praxis erkennen konnte. Laut
Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) war man sich zwar einig, dass eine aktive
Information in Bezug auf die Verhandlungen über Freihandelsabkommen wichtig sei. Im
Parlamentsgesetz sei aber sowieso vorgeschrieben, dass der Bundesrat die für die
Aussenpolitik zuständigen Kommissionen informieren müsse. Somit renne man mit der
Motion offene Türen ein und eine Annahme der Motion hätte gar keine Wirkung. Guy
Parmelin empfahl dennoch die Annahme der Motion, weil der Bundesrat das Vertrauen
zwischen Bundesrat, Parlament und anderen Akteuren bei der Erarbeitung von
Freihandelsverträgen weiter stärken wolle. Dazu gehöre auch, dass er die
aussenpolitischen Kommissionen noch systematischer über den Stand derartiger
Verhandlungen informiert. Der Ständerat lehnte die Motion dennoch mit 29 zu 15
Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. 2

MOTION
DATUM: 11.03.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2020 überwies der Ständerat die Motion Chiesa (svp, TI) zur
Internationalen Positionierung und den Freihandelsabkommen der Schweiz an die
zuständige Kommission. Carlo Sommaruga (sp, GE) hatte zuvor mittels Ordnungsantrag
verlangt, dass man die Vorlage zuerst in der APK-SR diskutieren solle, bevor man der
Bundesverwaltung und dem Departement neue Arbeit auferlege, insbesondere weil der
Bundesrat bis Ende 2020 nebst einer China-Strategie noch mehrere Strategien zur
Aussenpolitik veröffentlichen werde. Gemäss Ständerat Sommaruga teile der
Kommissionsvorsitzende Damian Müller (fdp, LU) diese Ansicht. Motionär Chiesa
unterstützte diesen Vorschlag nicht, da der Bundesrat die Erfüllung der Motion bereits
zugesichert hatte und man ihm daher das Mandat direkt erteilen könne. Der

MOTION
DATUM: 15.09.2020
AMANDO AMMANN
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Ordnungsantrag Sommaruga wurde dennoch mit 22 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
angenommen, womit das Geschäft an die APK-SR zur Vorberatung überwiesen wurde. 3

In der Frühjahrssession 2021 nahm auch der Ständerat Kenntnis vom Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2020 und dem Bericht über zolltarifliche Massnahmen 2020.
Die APK-SR hatte im Vorfeld der Session empfohlen, von diesen Berichten Kenntnis zu
nehmen und darüber hinaus die drei Bundesbeschlüsse zur Genehmigung der
Änderungsbeschlüsse der EFTA-Konvention, zur Genehmigung der Änderung der Liste
LIX-Schweiz-Liechtenstein und zur Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen
anzunehmen. 
Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) lobte den Bundesrat dafür, im
Berichtsjahr die Warenflüsse gewährleistet zu haben und bezeichnete den
internationalen Handel als Teil der Lösung angesichts geschwächter multilateraler
Institutionen und interventionistischer Industriepolitik. Die Kommission zeigte sich mit
der Qualität des Berichts und den darin gezogenen Schlüssen zufrieden. Carlo
Sommaruga (sp, GE) gab allerdings zu bedenken, dass die Schweizer Bevölkerung in den
vergangenen Abstimmungen zur Konzernverantwortungsinitiative und dem
Freihandelsabkommen mit Indonesien Bedenken hinsichtlich der Konsequenzen des
Schweizer Aussenhandels auf die Umwelt zum Ausdruck gebracht habe. Daher müsse
man sich vertieft über die Vereinbarkeit des Freihandels mit der Agenda 2030
Gedanken machen und diese Thematik sei in Zukunft im Rahmen des Berichts zentral zu
behandeln. Der Ständerat nahm die drei Bundesbeschlüsse gemäss der Empfehlung der
Kommission einstimmig an. 
Auch in den Schlussabstimmungen trafen die drei Bundesbeschlüsse auf keinerlei
Widerstand. Der Beschluss zu den Pan-Europa-Mittelmeer-Präferenzursprungsregeln
wurde vom Nationalrat mit 190 zu 1 Stimme (bei 3 Enthaltungen) und vom Ständerat
einstimmig angenommen. Einstimmigkeit herrschte in beiden Räten auch bezüglich der
Annahme des Bundesbeschluss über die Genehmigung der Änderung der Liste LIX-
Schweiz-Liechtenstein bezüglich Würzfleisch. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN

Die Änderung des Embargogesetzes kam in der Sommersession 2021 in den Ständerat.
Damian Müller (fdp, LU) sprach sich im Namen der APK-SR für die vorgeschlagene
Gesetzesänderung aus. Mit dieser soll einerseits das Einfuhrverbot von Feuerwaffen,
Waffenbestandteilen, Munition und weiterer Güter aus Russland und der Ukraine
fortgeführt werden, andererseits soll der Bundesrat bei vergleichbaren Situationen in
Zukunft nicht mehr auf die Bundesverfassung zurückgreifen müssen. Die bisherigen
Verordnungen, mit denen ein Embargo verhängt wurde, galten nur für vier Jahre mit
einer einmaligen Verlängerungsmöglichkeit. Die kleine Kammer anerkannte die
Notwendigkeit einer Gesetzesänderung und erweiterte gar den im Gesetz festgelegten
Geltungsbereich. Künftig sollen derartige Massnahmen nicht nur auf Staaten, sondern
auch auf Einzelpersonen und weitere Einheiten ausgeweitet werden können, die bisher
von diesen Zwangsmassnahmen nicht erfasst sind, sofern es die Wahrung der
Interessen der Schweiz erfordert. Abgelehnt wurde hingegen ein Minderheitsantrag
Sommaruga (sp, GE), welcher gefordert hatte, dass der Bundesrat autonome Sanktionen
gegen Personen verhängen kann, die in schwerer Weise gegen das humanitäre
Völkerrecht oder die Menschenrechte verstossen. Bundesrat Parmelin hatte gegen
diesen Vorschlag protestiert, weil er seiner Meinung nach einen Paradigmenwechsel in
der Schweizer Sanktionspolitik und eine Abkehr von der Neutralitätspolitik darstellen
würde. Er störte sich vor allem am Wort «autonom», denn die Schweiz verhänge
heutzutage Strafmassnahmen nicht eigenständig, sondern schliesse sich
internationalen Sanktionen an. Sommaruga hatte zwar argumentiert, dass die Schweiz
bereits jetzt gegen Einzelpersonen und Entitäten vorgehe, wenn diese gegen
Völkerrecht verstossen, doch dieses Argument schien im Ständerat nicht zu verfangen.
Schliesslich ergänzte der Ständerat das Gesetz um einen weiteren Artikel 2a, mit dem
sichergestellt werden sollte, dass Schweizer Unternehmen durch die Umsetzung der
bundesrätlichen Massnahmen im internationalen Vergleich nicht benachteiligt würden.
Bundesrat Parmelin war nicht erfreut über diesen Beschluss und bezeichnete den
Artikel als überflüssig und «eher gefährlich», weil die Schweiz die Umsetzung der
Sanktionen sowieso mit anderen Staaten koordiniere und harmonisiere. Parmelin
befürchtete einen Imageschaden, da der Artikel das Vorurteil stärken könnte, die
Schweiz wolle aus der Nichtumsetzung oder nur teilweisen Umsetzung von Sanktionen
Kapital schlagen. Er gab darüber hinaus zu bedenken, dass der Artikel missbraucht
werden könnte, um die Sanktionspolitik der Schweiz zu kritisieren. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den von ihm ergänzten Entwurf mit 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2021
AMANDO AMMANN
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zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 5

Im April 2020 hatte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative zum
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur eingereicht, die grundsätzlich einer älteren
Standesinitiative des Kantons Genf (Kt. Iv. 19.313) entsprach. Der Bundesrat wurde in
der Initiative dazu aufgefordert, zu überprüfen, ob das Abkommen nicht dem
fakultativen Referendum unterstellt werden müsste. Das Abkommen verfüge über sehr
schwache Kontroll- und Sanktionsmechanismen im Falle einer Verletzung von sozial-
und umweltpolitischen Verpflichtungen, argumentierte das Neuenburger Parlament. Es
war davon überzeugt, dass der Schweizer Agrarsektor durch das Abkommen unter Druck
geraten würde, weil das FHA nicht zur nachhaltigen Entwicklung der Land- und
Ernährungswirtschaft in der Schweiz beitrage. Es sei zentral, dass die Schweizer
Bevölkerung über ein derart wichtiges Abkommen abstimmen könne, argumentierte das
Neuenburger Parlament. 
Die APK-SR prüfte die Standesinitiative im August 2021 und beantragte mit 10 zu 1
Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Wirtschaftsminister Parmelin habe der
Kommission bereits im Februar 2020 versprochen, dass das WBF dem
Gesamtbundesrat empfehlen werde, das Abkommen dem fakultativen Referendum zu
unterstellen. Dies entspreche der seit August 2019 kommunizierten Praxis in Bezug auf
Standardabkommen, so die Kommission. Folglich beantragte Kommissionssprecher
Müller (fdp, LU) im Ständerat während der Herbstsession 2021 die Ablehnung der
Standesinitiative. Die kleine Kammer gab der Initiative daraufhin keine Folge. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2021
AMANDO AMMANN

1) AB SR, 2019, S.1124 ff.; Bericht APK-SR vom 4.11.19
2) AB NR, 2019, S. 585; AB SR, 2020, S. 132 ff.; Bericht APK-SR vom 13.1.20
3) AB SR, 2020, S. 834f.
4) AB NR, 2021, S. 714 f.; AB SR, 2021, S. 317 ff.; AB SR, 2021, S. 341
5) AB SR, 2021, S. 457 ff.
6) AB SR, 2021, S. 887f.; Bericht APK-SR vom 16.8.21; Kt. Iv. 20.316
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